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A K T U E L L B e r i c h t 
Nationale Umweltplanung als neuer Ansatz in der Umweltpolitik 
Konsensuale Zielbildung 
Weltweit gibt es bereits in 60 Ländern nationale Umweltpläne. Am Beispiel 
von fünf ausgewählten OECD-Ländern (Niederlande, Großbritannien, Kanada, 
Österreich und der Schweiz) haben die Autoren für die Enquete-Kommission 
„Schutz des Menschen und der Umwelt" die Erstellungsprozesse für die 
Umweltpläne untersucht und Empfehlungen für einen deutschen Umweltplan 
formuliert. 
N Von Martin Jänicke, Alexander Carius, Helge Jörgens ationale Umweltplanung im Sinne der 
Agenda 21 stellt eine soziale Innovation dar, die 
institutionelle und strategische Defizite bisheri-
ger Umweltpolitik zu überwinden versucht. Sie 
stellt einen Typus von indikativer Planung dar, 
der die konsensuale Zielbildung auf breiter 
Basis in den Vordergrund stellt und durch die 
Merkmale der Partizipation, der intersektoralen 
Integration und der Verursacherorientierung 
charakterisiert ist. 
Nationale Umweltpläne und Nachhaltigkeitsstra-
tegien dieses neuen Typs haben sich seit Ende 
der 80er Jahre in vielen Ländern ausgebreitet. 
Etwa zwei Drittel der Industrieländer haben eine 
Variante dieser Planung eingeführt oder sind 
wie die Schweiz dabei, dies zu tun. Bereits ein-
geführt haben diese Planungen v.a. Länder wie 
Niederlande, Dänemark, Finnland, Südkorea, 
Österreich und Portugal. Weltweit wurden in 
insgesamt etwa 60 Ländern Umweltpläne 
erstellt, die in ihrer Form allerdings stark vari-
ieren. Oft handelt es sich bei den existierenden 
Umweltplänen um erste Schritte hin zu einer 
integrierten Langfriststrategie auf breiter Basis. 
Unterschiede bestehen vor allem hinsichtlich 
der Qualität der formulierten Ziele, des Grads 
der Partizipation gesellschaftlicher Akteure bei 
der Planerstellung sowie der Integration von 
Umweltaspekten in andere Politikbereiche. Dar-
über hinaus unterscheiden sich die nationalen 
Strategien hinsichtlich ihrer institutionellen Ver-
ankerung. 
Gemessen an der Zielqualität, der institutionel-
len Verbindlichkeit und der Beteiligung und 
Integration von relevanten Akteuren ist der nie-
derländische „National Environmental Policy 
Plan" international der weitestgehende Fall und 
kann daher als Modell angesehen werden. Die 
anderen untersuchten Fälle nationaler Umwelt-
planung - in Großbritannien, Kanada, Öster-
reich und der Schweiz - haben nach diesen Kri-
terien geringere Bedeutung, verdienen aber in 
Teilbereichen ebenfalls Interesse. 
In den fünf untersuchten Ländern war es in der 
Regel eine Kombination aus drei Faktoren, die 
den Anstoß zur Erstellung eines nationalen 
Umweltplanes bildete: 
• spezielle Konstellationen der nationalen 
Umweltpolitik (z.B. aktive Umweltminister), 
• eine starke öffentliche Thematisierung von 
Umweltfragen in Verbindung mit einer aktiven 
Umweltbewegung und 
• internationale Impulse wie der Brundtland-
Bericht, Agenda 21 oder - in einem Fall - das 5. 
Umweltaktionsprogramm der EU. 
In den meisten Industrieländern wurde der Pro-
zeß der Planerstellung wesentlich vom Umwelt-
ministerium (bzw. der nationalen Umweltbehör-
de) bestimmt. In einigen Ländern wurden 
jedoch auch spezielle Planungsorgane geschaf-
fen. 
• Anforderungen an nationale 
Strategien 
Der eigentlich kritische Punkt in der Erstellung 
(und Implementation) eines nationalen Umwelt-
plans bzw. einer Strategie nachhaltiger Entwick-
lung ist die Integration der wirtschaftsnahen 
„anderen" Ressorts und ihrer Klientel in diesen 
Prozeß. Dabei geht es darum, ein breit akzepta-
bles Maß an relevanten Umweltzielen in diesen 
Abstimmungen zu sichern. Im Sinne der Agenda 
21 kommt es darüber hinaus darauf an, die 
wirtschaftsnahen Ressorts und ihre Klientel zu 
eigenverantwortlichen Beiträgen des langfristi-
gen Umweltschutzes zu veranlassen. Ein natio-
naler Umweltplan hat seine Bedeutung nicht 
zuletzt in der Funktion, die traditionell additive 
Rolle von Umweltpolitik durch intersektorale 
Querschnittsstrategien zu überwinden. Vor 
allem die Bereiche Verkehr, Energie, Bau und 
Landwirtschaft erweisen sich in aller Regel als 
besonders widerständig. 
Besonders betont wird der Prozeßcharakter 
nationaler Umweltplanung. Die OECD warnt 
ausdrücklich: „Einen perfekten Plan anzustre-
ben kann kontraproduktiv sein. Das Motto soll-
te sein: Unmittelbar damit in Gang kommen!". 
Dabei ist von längeren Zeiträumen auszugehen: 
Die formelle Plaxierstellung dauerte im Indu-
strieländervergleich zwischen sechs Monaten 
(Frankreich) und drei Jahren (Österreich). Die 
tatsächliche Planungsperiode ist jedoch länger 
anzusetzen, in Österreich z.B. fünf Jahre, in den 
Niederlanden sogar sechs Jahre. 
• Empfehlungen für die 
Bundesrepublik Deutschland 
Basierend auf der Untersuchung nationaler 
Umweltplanungen in entwickelten Marktwirt-
schaften und insbesondere in den ausgewählten 
fünf Ländern können Empfehlungen für die 
Bundesrepublik Deutschland ausgesprochen 
werden (siehe Kasten nächste Seite). Entschei-
dende Schritte bei der Erstellung eines Umwelt-
planes sind danach: 
• ein massiver Wissensinput in einen öffentli-
chen und sodann institutionellen Diskurs; 
• ein Planentwurf als staatliche Vorgabe; 
• eine spezielle Planungsinstitution (Rat für 
Umweltplanung, ggf. Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung) mit der Funktion der Konsultation 
und Konsensbildung; 
• ein System dezentraler freiwilliger Vereinba-
rungen und 
• ein Berichts- und Überprüfungsmechanis-
mus. 
Empfohlen werden weiterhin als flankierende 
Maßnahmen: 
• die Verankerung eines Gesetzesauftrags zur 
Umweltplanung, wie sie u.a. in den Niederlan-
den, Japan, Neuseeland und Südkorea besteht 
(z.B. als Novelle zum UVP-Gesetz) und 
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• die Schaffung einer kompetenten organi-
satorischen und wissenschaftlichen Infrastruk-
tur für den Planungsprozeß. 
Der skizzierte Vorschlag stellt die weitestgehen-
de Vorgehensweise dar, schließt also die Option 
ein, den Prozeß nationaler Umweltplanung mit 
der weicheren Variante einer „nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie" zu beginnen, den umfas-
send institutionalisierten „nationalen Umwelt-
plan" mithin als weitere Perspektive zu 
behandeln. Der erfolgreiche Einstieg relevanter 
Verursacherbereiche in einen organisierten 
Lernprozeß kann zunächst Vorrang haben. 
Als Minimum wird u.a. empfohlen: 
• die Zusammenfassung aller in der Bundesre-
publik geltenden Umweltplanungen, internatio-
nalen Zielvorgaben und freiwilligen Vereinba-
rungen in einem breit zugänglichen Text; 
• die Darstellung der wichtigsten langfristig 
ungelösten Umweltprobleme des Landes und 
der hierzu vorliegenden wissenschaftlichen 
Empfehlungen, Optionen sowie internationaler 
„best practice"; 
• die Institutionalisierung eines breiten natio-
nalen Diskurses mit Vertretern von Verursacher-
bereichen über die langfristige ökologische Per-
spektive Deutschlands und die Möglichkeiten 
ihrer Verbesserung; 
• die Schaffung eines minimalen Orientie-
rungsrahmens an Zielvorgaben für dezentrale 
freiwillige Vereinbarungen von Städten und 
Branchen (analog zum bereits bestehenden 
C02-Ziel); 
• die Verankerung einer Berichtspflicht der 
Ressorts über umweltrelevante Auswirkungen 
ihrer Tätigkeit und eigene Beiträge zur Umwelt-
verbesserung; 
• die Konzentration auf Varianten der Nachhal-
tigkeitsstrategie, die mit der Ressourcenproduk-
tivität die betriebliche Kostensituation verbes-
sern und neue Märkte für ökologisch 
zukunftsgerechtere Anlagen und Produkte eröff-
nen. 
Für jede dieser Maßnahmen hegen internationa-
le Erfahrungen bereits vor. 
Die Frage, ob die Bundesrepublik ihrer bishe-
rigen Vorreiterrolle im Rio-Prozeß mit der 
Minimallösung einer nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie gerecht würde, war nicht Gegen-
stand der hier referierten Studie. Jedoch spre-
chen eine Reihe von Argumenten für eine 
relativ weitgehende nationale Umweltplanung. 
Hervorzu-heben ist - neben dem anhaltenden 
internationalen Trend zur nationalen Umwelt-
Schema des vorgeschlagenen Planerstellungsprozesses 
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planung - vor allem die hierdurch gegebene 
Möglichkeit einer Effizienzsteigerung und 
Modernisierung von Umweltpolitik. Darüber 
hinaus weisen die Planungen mehrerer ent-
wickelter Marktwirtschaften (Dänemark, Nie-
derlande, Schweiz, USA, Kanada, Japan und 
nicht zuletzt Südkorea) auf die Möglichkeit 
einer Nutzung dieses Instruments für eine 
umfassende Modernisierung und Standortver-
besserung der Volkswirtschaft. 
Die im internationalen Vergleich weitest-
gehenden Planungen wurden bisher unter 
situativ günstigen Bedingungen formuliert 
(starke Umweltmobilisierung und günstige 
Wirtschaftslage). Die aktuell weniger günstige 
Wirtschaftslage der Bundesrepublik sollte 
durch eine verstärkte Konzentration auf win-
win-Lösungen und durch zusätzliche politische 
Anstrengungen kompensiert werden. 
Anmerkung 
Die vollständige Studie wird in Kürze von der Enquete-
Kommission „Schutz des Menschen und der U m w e l t " 
beim Economica-Verlag veröffentl icht. Außerdem kann 
über die Forschungsstelle für Umweltpol i t ik das Paper 
„Nat ional Environmental Policy Plan and long-term 
Sustainable Development Strategies. Learning f rom Inter-
national Experiences" bezogen werden . 
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